Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1669 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. März 1960 

7 — 81004 — 2566/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 214. Sitzung am 5. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goothestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Sozialgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1239, 1326) in der Fassung vom 
23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 613) wird wie 
folgt geändert: 

Nach § 210 wird eingefügt: 

„§ 210a 

Bis zum 31. Dezember 1960 kann in den Senaten 
der Landessozialgerichte ein Hilfsrichter an Stelle 
des einen der weiteren Berufsrichter mitwirken." 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Die Geschäftsbelastung der Landessozialgerichte ist 
seit dem Beginn ihrer Tätigkeit im Jahre 1954 
außerordentlich groß. Darum gestattet § 210 des So- 
zialgerichtsgesetzes, eine Vorschrift aus den Über- 
gangs- und Schluß vor Schriften des Gesetzes, für eine 
vorübergehende Zeit, nämlich bis zum 31. Dezem- 
ber 1960, bei den Landessozialgerichten die Errich- 
tung von Senaten auf Zeit. In diesen Senaten kann 
an Stelle eines Senatspräsidenten ein anderer Be- 
rufsrichter des Landessozialgerichts den Vorsitz füh- 
ren (§ 210 Abs. 2 SGG). Außerdem wirken in den 
Senaten auf Zeit üblicherweise in erheblichem Um- 
fang auch Hilfsrichter mit. Für diese gelten diesel- 
ben Vorschriften wie für die Hilfsrichter in den 
ordentlichen Senaten. Insbesondere dürfen als Hilfs- 
richter nur auf Lebenszeit ernannte Richter anderer 
Gerichte bestellt werden (§ 32 Abs. 2 SGG). 

In einem Urteil vom 4. Februar 1959 hat ein Senat 
des Bundessozialgerichts entschieden (BSG 9 S. 137 
— Breithaupt, Sammlung von Entscheidungen der 
Sozialversicherung, Versorgung und Arbeitslosen- 
versicherung 1959 S. 584), Hilfsrichter dürften beim 
Landessozialgericht zwar zur Vertretung, zu ihrer 
besonderen Ausbildung und zur Bewältigung eines 
vorübergehenden Geschäftsanfalls, jedoch stets nur 
für vorübergehende Zeit verwendet werden, und 
hat den Begriff der vorübergehenden Zeit dahin 


ausgelegt, daß von einer solchen jedenfalls dann 
nicht gesprochen werden könne, wenn seit etwa 
3 Jahren und 10 Monaten ständig Hilfsrichter als 
Berufsrichter in einem Senat eines Landessozialge- 
richts mitwirkten. Durch diese enge Auslegung des 
Begriffs der vorübergehenden Zeit wird die Ver- 
wendung von Hilfsrichtern, wie sie notwendig ist, 
um die Einrichtung der Zeitsenate bei den Landes- 
sozialgerichten wirksam werden zu lassen, weitge- 
hend unmöglich gemacht. Die Länder sind daher mit 
Nachdruck dafür eingetreten, daß die Schwierigkei- 
ten, die durch das Urteil des Bundessozialgerichts 
eingetreten sind, beseitigt werden. 

Die neue Vorschrift des § 210a SGG, die den § 32 
Abs. 2 SGG ergänzt, soll es ermöglichen, bis zum 
31. Dezember 1960 in den Senaten der Landessozial- 
gerichte je einen Hilfsrichter zu beschäftigen. Die 
Tätigkeit eines Hilfsrichters bis zu diesem Zeitpunkt 
soll als vorübergehend angesehen werden. Die Vor- 
schrift gilt nicht nur für Zeitsenate, sondern für alle 
Senate. Es erschien nicht angebracht, insofern einen 
Unterschied zwischen den Zeitsenaten und den 
ordentlichen Senaten zu machen. 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aus der 
Durchführung des Gesetzes keine Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

2. § 210a erhält folgende Fassung: 


Zu Artikel I 
1. In der Einleitung sind die Worte 

„vom 3. September 1953 (BundesgesetzbL I 
S. 1239, 1326) '' 

zu streichen. 

Begründung 

Der Hinweis auf das Gesetz vom 3. September 
1953 ist bei der Anführung der Gesetzesfassung 
vom 23. August 1958 entbehrlich. 


„§ 210a 

Bis zum 31. Dezember 1960 kann in den Sena- 
ten der Landessozialgerichte ein Hilfsrichter an 
Stelle des einen der weiteren Berufsrichter auch 
dann mitwirken, wenn er nicht nur vorüber- 
gehend beschäftigt wird." 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Gegen den Vorschlag zu 1. werden keine Beden- 
ken erhoben. 

Dem Vorschlag zu 2. wird aus grundsätzlichen Er- 
wägungen nicht zugestimmt, weil, wenn diesem 
Vorschlag gefolgt würde, der bisher nur von der 
Rechtsprechung herausgearbeitete — überdies nicht 
klar abgegrenzte — Begriff der „vorübergehenden 
Beschäftigung" in einem Gesetz zum ersten Male 
im Rahmen einer zeitlich begrenzten Übergangsvor- 
schrift erschiene, ohne auch hier klar bestimmt zu 
werden. 


4 



